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Informationsblatt Nr. 16 

 

In den Gemeinden Thangelstedt und Treppendorf ist zurzeit ein Unternehmen unterwegs, welches  
für die Errichtung von 4 Windenergieanlagen mit einer Höhe von 250 Metern im Gebiet 
Mittelthüringen, nahe dem Goethetal und der Gemeinde Thangelstedt wirbt und den 
Grundbesitzern mitunter erhebliche Pachteinnahmen für die Nutzung ihrer Grundstücke in Aussicht 
stellt. Bei dem von dem Unternehmen beworbenen Gebiet von ca. 100 ha handelt es sich um 
Prüfflächen, die nicht als Vorrangflächen für die Windenergienutzung ausgewiesen worden sind. Das 
bedeutet nach aktueller Rechtsprechung: Anträge von Windenergieunternehmen werden durch die 
Genehmigungsbehörden derzeit abgelehnt!  

Aus diesem Anlass möchten wir über folgendes informieren: 

Bei der Aufstellung des Sachlichen Teilplans „Windenergie“ 2018 kam der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Mittelthüringen als Plangeber die Aufgabe zu, möglichst raum- und 
umweltverträgliche Standorte für die Windenergienutzung zu finden und auszuweisen.  

Das von dem Unternehmen umworbene Gebiet wurde von der Regionalplanung Mittelthüringen mit 
folgender Begründung abgelehnt:  

„Unabhängig davon wird die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes dieses naturschutzfachlich 
und landschaftsästhetisch hochwertigen Raumes (unzerschnittener, störungsarmer Raum, 
geplantes Landschaftsschutzgebiet, Schutzgebiete in unmittelbarer Nähe) durch den Plangeber als 
gravierend eingeschätzt. Windenergienutzung soll sich nach dem Willen des Plangebers in der 
Prüffläche daher nicht durchsetzen.“ (Quelle: Regionalplanung Mittelthüringen_Sachlicher Teilplan Windenergie 

2018_Anlage 4 Prüfbögen zu den einzelnen Prüfflächen- Ausschnitt Begründung) 

Derzeit werden durch die Windenergiefirmen, so vermutlich auch durch die Firma „Energiequelle“, 
Normenkontrollverfahren gegen den Regionalplan Mittelthüringen geführt.  

Achtung! Die Windenergiefirmen tragen folgende Argumente vor: „Je mehr Pächter für dieses Gebiet 
einen Pacht- oder Vorvertrag unterschreiben, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass der 
Regionalplan Mittelthüringen für dieses Gebiet fällt“.  

Glauben Sie nicht alles, was man Ihnen erzählt! Es sind Behauptungen, die weder rechtlich noch 
fachlich zutreffend sind! Flächenverfügbarkeiten spielen keine Rolle bei der Entscheidung, ob ein 
Gebiet für die Windenergienutzung ausgewiesen wird! 
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Im Rahmen von umfangreichen Untersuchungen wurde das Gebiet von den Plangebern umfassend 
geprüft. Es gibt keine Argumente, die eine nachträgliche Ausweisung des Gebietes rechtfertigen 
würden.  

Hinweis! Bevor die Eigentümer solcher Grundstücke einen Nutzungsvertrag unterschreiben, sollten 
diese sich aber auch mit den Risiken eines solchen Vertrags auseinandersetzen und sich im Zweifel 
von unabhängiger Stelle rechtlich beraten lassen. Mit Ihrer Unterschrift zum aktuellen Zeitpunkt 
verlieren Sie alle Rechte an Ihrem Grundstück und im Zweifel erhalten Sie nie Pachtzahlungen, weil 
das Gebiet von Behörden nie für die Windenergienutzung freigegeben wird! 

Verpachtung – Risiken und Nebenwirkungen    

Anhand nachfolgender Beispiele soll aufgezeigt werden, dass aus allen bekannten Nutzungsverträgen 
folgende Schlussfolgerungen zu ziehen sind: 

 Der Eigentümer verliert alle Rechte an seinem (vom Vertrag erfassten) Grundeigentum! 

 Er behält im Zweifel alle Verpflichtungen aus seinem Grundeigentum! 

 Das hierfür versprochene Nutzungsentgelt ist nicht gesichert! 

 

1.  Verpflichtung des Eigentümers 

Mit Vertragsunterzeichnung verpflichtet sich der Eigentümer in der Regel, alle für den möglichen 
Betrieb einer Windenergieanlage erforderlichen Erklärungen abzugeben und Unterschriften zu leisten 
(Auflassung, Baulast etc.). 

Von diesem Moment an entscheidet der Vertragspartner (Pächter / Nutzer) allein, ob überhaupt eine 
Anlage gebaut wird und wenn ja, in welchem Umfang. Wenn eine Anlage errichtet und in Betrieb 
genommen wird, so wird dies kaum vor Ablauf der prognostizierten Projektvorlaufzeit von fünf 
Jahren geschehen.  

Das Grundstück ist aber ab sofort belastet! 

Ein Verkauf des Grundstücks ist zwar nicht ausgeschlossen, steht aber unter der Bedingung, dass die 
„Last“ mit verkauft wird (wer kauft schon ein auf 35 Jahre belastetes Grundstück?). 

Der derzeitige Vertragspartner erklärt bereits jetzt, dass er selbst die Anlage lediglich projektieren 
und ggf. bauen, nicht jedoch selbst betreiben will. 

Mit welchem Vertragspartner es der Eigentümer im Falle der Errichtung und des Betriebs der Anlage 
tatsächlich am Ende zu tun hat, ist völlig unklar. Der Eigentümer hat auch keinerlei Mitspracherecht 
bei der Auswahl des Betreibers. 

Für die Projektvorlaufzeit wird in der Regel ein sehr geringes, einmaliges Bereitstellungsentgelt  
vereinbart. Die Nutzungsentschädigung wird erst ab Inbetriebnahme fällig. 

Fazit:  Bei der Entscheidung, ob eine Anlage gebaut wird und wer sie ggf. betreibt, ist der 
Eigentümer rechtlos; eine Nutzungsentschädigung wird erst ab Inbetriebnahme der Anlage 
gezahlt! 
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2.  Nutzungsentschädigung 

Die versprochene Nutzungsentschädigung ist kalkuliert auf Grundlage einer Gewinnerwartung, die 
auf dem Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) in der derzeit geltenden Fassung bzw. dem jetzt schon 
bekannten Änderungsentwurf (EEG 2014) basiert. 

Sollte sich die Gewinnerwartung durch wesentliche Änderungen des EEG vor Inbetriebnahme oder 
durch rückwirkende Änderungen des Gesetzes nach Inbetriebnahme erheblich verringern (wobei 
bereits eine sehr geringe Reduzierung der derzeit geltenden Einspeisevergütung als wesentlich 
vereinbart wird), kann der Nutzer vom Eigentümer die Anpassung des Vertrages im zumutbaren 
Rahmen (sprich: Verringerung der Nutzungsentschädigung) verlangen. 

Hier bestimmt allein der Nutzer die Entschädigung, denn eine Kündigung des Vertrages aus diesem 
Grund ist in der Regel ausgeschlossen. 

Zur Erinnerung: Inbetriebnahme ist die erstmalige Einspeisung von elektrischer 
Energie!  -  Das kann noch fünf Jahre dauern.  

Eine vergleichbare gesetzliche Reduzierung der Einspeisevergütung bei Photovoltaikanlagen liegt 
noch nicht allzu lang zurück. 

Es ist nicht ausgeschlossen, sondern eher wahrscheinlich, dass sich die gesetzlichen Bedingungen 
bereits geändert haben, bevor das jetzt versprochene Nutzungsentgelt fällig wird. 

Ein Recht auf Änderung / Anpassung der Nutzungsentschädigung nach oben durch den Eigentümer - 
etwa bei Erhöhung der Einspeisevergütung -  ist nicht vorgesehen. 

Fazit:  Sinkt die zurzeit gesetzlich zugesicherte Einspeisevergütung vor Inbetriebnahme oder nach 
Inbetriebnahme rückwirkend signifikant, wird die Nutzungsentschädigung einseitig nach 
unten angepasst! 

 3.  Rückbau 

Der Nutzer verpflichtet sich in einigen Verträgen zum Rückbau der errichteten baulichen Anlagen bis 

zu einer Tiefe vom mind. 2,00 m, so dass eine „ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung des 

Grundeigentums wieder uneingeschränkt möglich“ ist. 

Das Gesetz (§ 35 Abs. 5 BauGB) geht jedoch nicht von der (Wieder-) Herstellung einer 

„ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung des Grundeigentums“ aus, sondern  verlangt, dass 

„das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückzubauen und 

Bodenversiegelungen zu beseitigen“ (sind). 

Rückbau ist definiert als: 

 Demontage einer baulichen Anlage bei Betriebseinstellung,  

 Rückführung in einen möglichst naturnahen Zustand (Renaturierung),  

 Beseitigung von Bodenversiegelungen, ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteilen 
(auch Fundamente!), Infrastruktur, die mit der dauerhaften Nutzungsaufgabe der Anlage auch 
ihren Nutzen verliert, Wege, Leitungen etc. 

 

Hiernach sind die Anlagen vollständig (auch tiefer als 2,00 m) zurückzubauen. 
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Der Eigentümer bleibt für den vollständigen Rückbau verantwortlich und haftet hierfür ggf. mit 

seinem privaten Vermögen! 

Der Nutzer verpflichtet sich zwar zur Bildung von Rücklagen für den Rückbau, dies aber nur im 

Rahmen der vertraglich eingegangenen Verpflichtung. 

Wie die Rücklagen gegen einen Insolvenzfall gesichert werden sollen, bleibt unklar. 

Fazit:  Im Falle der Insolvenz des Betreibers bleibt der Eigentümer in der Verpflichtung zum 

Rückbau. Die Kosten gehen zu seinen Lasten! 

 

4.  Haftung 

Der Nutzer haftet in der Regel im Rahmen der gesetzlichen Regelungen für Schäden, die dem 

Eigentümer oder Dritten im Zusammenhang mit der Nutzung durch den Nutzer entstehen. Der 

Nutzer wird im Umfang seiner Haftung den Eigentümer von allen Ansprüchen freistellen. 

Das klingt erst mal sehr gut. Allerdings muss hier jeder Satz ergänzt werden um den Zusatz „solange 

es den Nutzer gibt“. Im Falle einer Insolvenz der Betreibergesellschaft (in der Regel 

haftungsbeschränkte Kapitalgesellschaften) haftet der Eigentümer! 

Wer haftet für Schäden nach der Nutzung? – Der Eigentümer! 

Eine entsprechende Haftpflichtversicherung wird durch den Nutzer abzuschließen sein. Der 

Eigentümer hat das Recht, sich den Abschluss einer solchen Versicherung nachweisen zu lassen. 

Einen Einfluss auf den Inhalt des Versicherungsvertrags, und damit auf die abgesicherten Risiken, hat 

der Eigentümer nicht. 

Fazit:  Der Eigentümer haftet bei Insolvenz des Betreibers für alle Schäden, die nicht von der 

Haftpflichtversicherung abgedeckt sind. Einen Einfluss auf den Inhalt des 

Versicherungsvertrags (abgedeckte Risiken) hat der Eigentümer nicht! 

    
 

 
 

 
V.i.S.d.P.   Thomas Heßland, Mohrental 8, 99448 Rittersdorf 
Kontakt: lebenswertes-hochplateau@gmx.de 
Internet: www.lebenswertes-hochplateau.de 
Unterstützerkonto: Steffen Patzer , IBAN: DE24 5005 0201 1243 6690 10 
 
Haftungsausschluss 
Bitte überprüfen Sie die angesprochenen Punkte mit Ihrem Rechtsbeistand und ggf. mit Ihrem Steuer- und Versicherungsberater. Diese Hinweise 
stellen keine Rechtsberatung dar. Diese Unterlage wurde mit großer Sorgfalt nach bestem Wissen und Gewissen erstellt. Dennoch übernehmen wir 
keinerlei Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit des Inhaltes.  
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